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I. Anspruchsberechtigte Parteien 
 
Für das Jahr 2025 haben gemäß § 18 Absatz 4 Parteiengesetz (PartG)1 die folgenden 21 Parteien 
aufgrund ihrer Wahlergebnisse grundsätzlich Anspruch auf staatliche Finanzierung (Reihenfolge 
nach den insgesamt bei den jeweils letzten Wahlen zum Bundestag, Europaparlament und zu den 
Landesparlamenten erzielten Stimmen, vgl. „Wählerstimmenkonto 2025“ zum Stichtag 
31. Dezember 2025, ANLAGE 1): 
 
Bundestagsparteien Sonstige Parteien   

CDU FDP FAMILIE 
AfD                                                    BSW                                                    PdF 
SPD FREIE WÄHLER dieBasis 
Bündnis 90/ DIE GRÜNEN Volt Freie Sachsen 
CSU Tierschutzpartei BVB/FREIE WÄHLER 
Die Linke   Die PARTEI Tierschutz 
SSW ÖDP Bündnis Deutschland 
 
 

  

 
Die Partei Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) hat im Jahr 2025 erstmals auch einen Anspruch 
auf den Zuwendungsanteil der staatlichen Mittel, während für die Partei bei der Festsetzung 
2024, in ihrem Gründungsjahr, nur der wählerstimmenbezogene Anteil zu berücksichtigen war.  
 
Die Partei Mensch Umwelt Tierschutz (Tierschutzpartei) hat den Rechenschaftsbericht für das 
Jahr 2023 bis zum 31. Dezember 2025 nachgereicht und hat sich somit den Anspruch auf den 
Wählerstimmenanteil der staatlichen Mittel für 2024 erhalten können. Die hierfür im Vorjahr 
reservierten Mittel werden nach Prüfung des Rechenschaftsberichts für die Festsetzung genutzt. 
Diese Festsetzung wird gesondert erfolgen. Den Rechenschaftsbericht für das Jahr 2024 hat die 
Partei nicht bis zum 31. Dezember 2025 eingereicht. Daher verliert sie zunächst den 

 
1 Das PartG ist im Internet zu finden unter: http://www.gesetze-im-internet.de/partg. 
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Zuwendungsanteil ihres Finanzierungsanspruchs für 2025. Auf der Grundlage des ihr zu 
reservierenden Wählerstimmenanteils kann der Anspruch für 2025 noch festgesetzt werden, 
wenn sie den Rechenschaftsbericht 2024 bis zum 31. Dezember 2026 nachreicht.   
      
Soweit aufgrund festsetzungsrelevanter Anhaltspunkte für Unrichtigkeiten ein Verfahren nach 
§ 23a Absatz 2 PartG einzuleiten war und vor der Festsetzung nicht abgeschlossen werden 
konnte, wurden die staatlichen Mittel gemäß § 19a Absatz 1 Satz 3 PartG zunächst nur vorläufig 
festgesetzt. 
 
II. Berechnung der staatlichen Finanzierung 2025 
 
Die Höhe der staatlichen Teilfinanzierung politischer Parteien bemisst sich nach dem Grad ihrer 
Verwurzelung in der Gesellschaft. Kriterien hierfür sind zum einen die von den Parteien 
erzielten Wahlerfolge, zum anderen ihre Ergebnisse bei der Einwerbung von Zuwendungen 
natürlicher Personen. 
 
Der Festsetzung für 2025 liegt eine absolute Obergrenze von 225.383.763 Euro zugrunde. 
Grundlage für die Erhöhungen ist der von der Präsidentin des Statistischen Bundesamtes 
ermittelte Anstieg der einschlägigen Preisindizes seit dem Jahr 2018 (Bundestagsdrucksachen 
19/2040, 19/10260, 19/19420, 19/30123, 20/1826, 20/6684, 20/11270, 21/160). 
 
Die auf die Parteien entfallenden staatlichen Mittel für das Jahr 2025 sind gemäß der 
beiliegenden Tabelle „Gesamtübersicht“ berechnet worden (ANLAGE 2). 
 
Die zweite Spalte der Gesamtübersicht enthält das „Stimmenkonto“ der Parteien zum Stichtag 
31. Dezember 2025 (§ 19a Absatz 2 PartG, vgl. ANLAGE 1). Dieses umfasst die Summe der 
berücksichtigungsfähigen Listenstimmen. Als Mindestwahlergebnis muss eine Partei bei einer 
Bundestagswahl oder einer Wahl zum Europäischen Parlament 0,5 Prozent der gültigen 
Listenstimmen oder bei einer Landtagswahl 1,0 Prozent dieser Stimmen erzielt haben.  
 
Die dritte Spalte der Gesamtübersicht enthält die der Berechnung zugrunde zu legenden 
Zuwendungen. Diese haben die Parteien gemäß § 24 Absatz 8 PartG in dem für die Festsetzung 
für 2025 maßgebenden Rechenschaftsbericht 2024 gesondert ausgewiesen. Es handelt sich dabei 
um die Gesamtsumme der Mitglieds- und Mandatsträgerbeiträge sowie der Spenden natürlicher 
Personen bis zu einem Gesamtbetrag von 3.300 Euro je Person und Jahr. 
 
Der vierten Spalte der Gesamtübersicht kann die Höhe des Wählerstimmenanteils der staatlichen 
Mittel entnommen werden. Gutgeschrieben werden hier ausweislich des Stimmenkontos einer 
Partei (Spalte 2) 1,21 Euro je Stimme für die ersten vier Millionen Stimmen, darüber hinaus  
0,99 Euro je Stimme. 
 
Die fünfte Spalte („Zuwendungsanteil“) enthält den Bezuschussungsbetrag in Bezug auf die in 
Spalte 3 ausgewiesenen Zuwendungen natürlicher Personen bis 3.300 Euro je Person (0,45 Euro 
pro „Zuwendungs-Euro“).  
Die sechste Spalte der Gesamtübersicht („Summe“) weist die Summe der beiden vorangehenden 
Spalten „Wähleranteil“ und „Zuwendungsanteil“ aus. 
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Wegen des verfassungsrechtlich begründeten Verbots einer überwiegenden staatlichen 
Parteienfinanzierung darf diese gemäß § 18 Absatz 5 Satz 1 PartG nicht höher sein als die von 
den Parteien erwirtschafteten Eigeneinnahmen des Vorjahres (§ 19a Absatz 4 PartG). Deshalb ist 
ein Abgleich der in Spalte 6 errechneten Beträge mit den sich aus den Rechenschaftsberichten für 
das Jahr 2024 ergebenden Eigeneinnahmen vorzunehmen, die in der siebten Spalte der 
Gesamtübersicht („Relative Obergrenze“) dargestellt werden. 
 
Bei den Parteien AfD, FREIE WÄHLER, Die PARTEI, FAMILIE, PdF und TIERSCHUTZ waren die 
Eigeneinnahmen im Jahr 2024 geringer als die für diese Parteien zunächst berechneten 
staatlichen Finanzierungsbeträge. Dies hat zur Folge, dass für diese Parteien die staatliche 
Finanzierung auf den Betrag ihrer Eigeneinnahmen zu begrenzen ist (§ 19a Absatz 5 Satz 1 
PartG). 
 
Da die Gesamtsumme der so berechneten Einzelansprüche die nach den gesetzlichen Vorgaben 
ermittelte absolute Obergrenze der staatlichen Mittel (§ 18 Absatz 2 PartG) nicht überschreiten 
darf, waren die für die einzelnen Parteien ermittelten Beträge in Spalte 8 („Relevanter 
Additionsbetrag“) proportional zu kürzen. Diese Berechnung ist in der neunten Spalte der 
Gesamtübersicht („Absolute Obergrenze Endbetrag“) vorgenommen worden. Aufgrund dieser 
Kürzungen liegen die tatsächlichen Bezuschussungen von Stimmen und Zuwendungen für alle 
anspruchsberechtigten Parteien unterhalb der gesetzlichen Bezuschussungswerte. 
 
Gemäß § 19a Absatz 6 PartG erhalten die jeweiligen Landesverbände einer Partei für die bei den 
entsprechenden Landtagswahlen erzielten gültigen Stimmen 0,50 Euro je Stimme aus 
Landesmitteln. Diese in Spalte 10 aufgeführten Beträge („Länderanteil“) werden auf den 
Gesamtanspruch der Parteien auf staatliche Mittel (Spalte 9) angerechnet. 
 
Die übrigen staatlichen Mittel stammen aus dem Bundeshaushalt. Diese Beträge sind in Spalte 11 
der Gesamtübersicht („Bundesanteil“) ausgewiesen. Die sich aus dem Bundesanteil unter 
Anrechnung der bisherigen Abschlagszahlungen ergebenden Schlusszahlungs- beziehungsweise 
Rückforderungsbeträge sind als „Schlusszahlung/Rückforderung für 2025“ in der vierten Spalte 
der Aufstellung „Bund“ (ANLAGE 3) ausgewiesen. 
 
III. Bund-/Länder-Anteil 2025 
 
Die Beträge in den beiden letzten Spalten der Gesamtübersicht zeigen, dass bei der Festsetzung 
2025 die Länder mit 18.667.653,90 Euro etwa 8,29 % und der Bund mit 206.716.109,10 Euro 
etwa 91,71 % der staatlichen Finanzierung zu tragen haben. 
 
 
 
Quelle: Deutscher Bundestag, Verwaltung, Referat PM 3 (Parteienfinanzierung, Landes-
parlamente) 



 

 

 
 

Anlage 1 



 

 

  
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 2 
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